
V k B l .  A m t l i c h e r  T e i l  103 Heft 4 – 2021

eingesehen werden. Der Text der Vereinbarung wird 
nachfolgend in englischer Sprache mit einer deutschen 
Übersetzung veröffentlicht.

Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur 

Im Auftrag 
Rebecca Niebusch

Multilateral Special Agreement RID 1/2021 
 

Under section 1.5.1 of RID  
concerning safety adviser in accordance with  

1.8.3.7 RID 

(1)  By derogation from the provisions of 1.8.3.16.1 of RID 
all certificates of training as safety adviser for the 
transport of dangerous goods the validity of which 
ends between 1 March 2020 and 1 September 2021 
remain valid until 30 September 2021. The validity of 
these certificates shall be extended from the date of 
their original date of expiry for five years, if their hold-
ers have passed an examination in accordance with 
1.8.3.16.2 of RID before 1 October 2021.

(2)  This agreement shall be valid until 1 October 2021 for 
carriage on the territories of the RID Contracting 
States signatory to this Agreement. If it is revoked 
before that date by one of the signatories, it shall re-
main valid until the above-mentioned date only for 
carriage on the territories of those RID Contracting 
States signatory to this Agreement which have not 
revoked it.

Multilaterale Sondervereinbarung RID 1/2021 
 

nach Abschnitt 1.5.1 RID über die Bescheinigungen 
für Gefahrgutbeauftragte gemäß  

Unterabschnitt 1.8.3.7 RID 

(1)  Abweichend von den Vorschriften des Absatzes 
1.8.3.16.1 RID bleiben alle Schulungsbescheinigun-
gen für Gefahrgutbeauftragte, deren Geltungsdauer 
zwischen dem 1. März 2020 und dem 1. September 
2021 endet, bis zum 30. September 2021 gültig. Die 
Geltungsdauer dieser Bescheinigungen wird ab dem 
Zeitpunkt ihres ursprünglichen Ablaufens um fünf 
Jahre verlängert, wenn deren Inhaber vor dem 1. Ok-
tober 2021 einen Test gemäß Absatz 1.8.3.16.2 RID 
bestanden haben.

(2)  Diese Vereinbarung gilt bis zum 1. Oktober 2021 für 
Beförderungen in den Hoheitsgebieten der RID-Ver-
tragsstaaten, die diese Vereinbarung unterzeichnet 
haben. Wird sie vor diesem Zeitpunkt von einem der 
Unterzeichner widerrufen, so gilt sie bis zum vorge-
nannten Zeitpunkt nur für Beförderungen in den Ho-
heitsgebieten derjenigen RID-Vertragsstaaten, die 
diese Vereinbarung unterzeichnet und nicht widerru-
fen haben.

(VkBl. 2021 S. 102)

Nr. 43 Bekanntmachung des Leitfadens für 
die Anwendung des Unterabschnitts 
5.4.0.2 ADR/RID/ADN

Bonn, 04. Februar 2021 
G16/3641.150/01

Nach Anhörung der obersten Verkehrsbehörden der Län-
der gebe ich nachfolgend den Leitfaden zur Anwendung 
des Unterabschnitts 5.4.0.2 ADR/RID/ADN in Deutsch-
land bekannt. Das nach Abschnitt 5.4.1 ADR/RID/ADN 
vorgeschriebene Beförderungspapier kann in elektroni-
scher Form erstellt und mitgeführt werden, wenn die Vor-
gaben des Leitfadens eingehalten werden. Dies gilt für 
Beförderungen in Deutschland und für grenzüberschrei-
tende Beförderungen zwischen Deutschland und RID-
Vertragsstaaten und/oder ADR- und/oder ADN-Vertrags-
parteien, die diesen Leitfaden anwenden. Informationen 
zur Anwendung in anderen RID-Vertragsstaaten werden 
über die Webseite der OTIF und Informationen zur An-
wendung in anderen ADR- und ADN-Vertragsparteien 
werden über die Webseite der UNECE zur Verfügung ge-
stellt.

Bei Nutzung des elektronischen Gefahrgutbeförderungs-
dokuments muss an Bord von Güterzügen, Fahrzeugen 
und Binnenschiffen ein Datenendgerät nach Anlage A 
Nummer 4 des Leitfadens mitgeführt werden, auf dem 
das Beförderungsdokument in menschenlesbarer Form 
dargestellt wird.

Die elektronische Abfrage des Gefahrgutbeförderungs-
dokuments durch zuständige Überwachungsbehörden 
und Einsatzkräfte wird über eine Trusted Party 1 (TP 1) 
gemäß dem Leitfaden realisiert. 

In Deutschland wird als TP 1 folgende Stelle tätig:

GBK

GBK GmbH Global Regulatory Compliance
Königsberger Str. 29
55218 Ingelheim
Telefon +49(0)6132 98290-0
tp1@gbk-ingelheim.de

Zuständige Überwachungsbehörden und Einsatzkräfte, 
die sich bei einer vorgenannten TP 1 registrieren lassen 
wollen, haben sich gemäß Anlage A Nummer 1 Buchsta-
be d des Leitfadens in ein beim BMVI (Referat G 16: Ref-
G16@bmvi.bund.de) geführtes Verzeichnis aufnehmen zu 
lassen. 

Sofern für die Überwachungsbehörden und Einsatzkräfte 
die Möglichkeit der elektronischen Abfrage noch nicht 
realisiert ist oder bei der Kontrolle oder im Rahmen von 
Zwischen- und Notfällen aufgrund von Störungen nicht 
genutzt werden kann, erfolgt die Abfrage des Gefahrgut-
beförderungsdokuments durch Ablesen auf dem Daten-
endgerät. Die Bedienung des Datenendgeräts obliegt in 
der Regel den Fahrzeugführern, Triebfahrzeugführern und 
Schiffsführern. Diese haben im Rahmen ihrer Auskunfts-
pflicht der für die Überwachung zuständigen Behörde bei 
der Durchführung der Überwachungsmaßnahmen die er-
forderlichen Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen und die 
nötige Mithilfe zu leisten (§ 9 Absatz 2 GGBefG). Sie ha-
ben das Kontrollpersonal auf Aufforderung in die Bedie-
nung des Datenendgeräts einzuweisen oder es bei der 
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Kontrolle zu begleiten und das Datenendgerät dabei mit-
zuführen. Dies gilt auch für Notfälle, bei denen sie dazu in 
der Lage sind.

Beim Verkehrsträger Eisenbahn besteht die Besonder-
heit, dass Gefahrgutsendungen in abgestellten Zügen, 
Wagengruppen und Einzelwagen vorkommen, bei denen 
kein Personal des Beförderers und somit auch kein Da-
tenendgerät verfügbar ist. Erschwerend kommt hinzu, 
dass in diesen Fällen regelmäßig keine Information an 
Triebfahrzeugen und Wagen angebracht sind, die eine 
eindeutige Identifizierung des Beförderers/Eisenbahnver-
kehrsunternehmens (EVU) ermöglichen würde. In diesen 
Fällen benennt der jeweilige Betreiber der Eisenbahninfra-
struktur auf Nachfrage den Einsatzkräften oder Kontroll-
behörden das verantwortliche EVU. Diejenigen Eisen-
bahnverkehrsunternehmen, welche Züge, Wagengruppen 
oder Einzelwagen abstellen, bei denen kein Personal und 
somit auch kein Datenendgerät verfügbar sind, treffen in 
ihrem Sicherheitsmanagement-System (SMS) Regelun-
gen, die für diese Fälle den Zugriff auf die Daten des Be-
förderungsdokumentes durch die Einsatzkräfte oder Kon-
trollbehörden ermöglichen (vgl. VO (EU) 2018/762, 
Anhang 1, Kap. 5.5.2 b)).

Die Bekanntmachung vom 1. Juli 2015 (VkBl. 2015 S. 450) 
wird mit Ablauf des 31.01.2022 aufgehoben.

Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur 

Im Auftrag 
Gudula Schwan

RID­20001­CE 
6. Januar 2020 

Original: Englisch

Leitfaden für die Anwendung des  
Unterabschnitts 5.4.0.2 RID/ADR/ADN

1.  Bei der Gemeinsamen RID/ADR/ADN-Tagung (Genf, 
17. bis 27. September 2019) wurde ein von der in-
formellen Telematik-Arbeitsgruppe ausgearbeiteter 
Leitfaden für die Anwendung des Unterabschnitts 
5.4.0.2 RID/ADR/ADN angenommen (siehe Bericht 
OTIF/RID/RC/2019-B Absätze 48 bis 51 und Anlage 
III).

2.  Die Gemeinsame Tagung wies darauf hin, dass der 
Leitfaden auf freiwilliger Basis und für jeden Verkehrs-
träger getrennt angewendet werden kann. Bei einer 
Verwendung muss er jedoch in seiner Gesamtheit an-
gewendet werden.

3.  Die Gemeinsame Tagung bat die WP.15 und den RID-
Fachausschuss die Veröffentlichung des Leitfadens 
auf den Websites der UNECE und der OTIF zu ge-
nehmigen.

4.  Die Ständige Arbeitsgruppe des RID-Fachaus-
schusses hat bei ihrer 11. Tagung (Wien, 25. bis 
28. November 2019) den Leitfaden angenommen und 
das Sekretariat der OTIF gebeten, diesen auf der 
Website der OTIF zugänglich zu machen (siehe Be-
richt OTIF/RID/CE/GTP/2019-A Absätze 86 und 87).

5.  Nachstehend ist der gesamte im Dokument OTIF/
RID/CE/GTP/2019/9 enthaltene Leitfaden wiederge-
geben.

Leitfaden für die Anwendung des  
Unterabschnitts 5.4.0.2 RID/ADR/ADN

Einleitung

1.  Der Unterabschnitt 5.4.0.2 RID/ADR/ADN erlaubt die 
Verwendung des elektronischen Datenaustauschs 
zur Erfüllung der Dokumentationsvorschriften des 
Kapitels 5.4, sofern das Verfahren zur Erfassung, 
Speicherung und Verarbeitung der Daten den gesetz-
lichen Anforderungen hinsichtlich Beweiskraft und 
Verfügbarkeit während der Beförderung in einer Wei-
se entspricht, die mindestens derjenigen der schrift-
lichen Dokumentation gleichwertig ist.

2.  Das RID/ADR/ADN definiert jedoch nicht, was mit 
dieser Gleichwertigkeit gemeint ist. Um das Ziel zu 
erreichen, die Verfügbarkeit von Daten, die Sicher heit 
und die Beweiskraft zu gewährleisten, ist es notwen-
dig, Webdienste, Schnittstellen und eine Kommuni-
kationsarchitektur zur Unterstützung der Datenkom-
munikation zu implementieren.

3.  Dieser Leitfaden basiert auf den von der Gemeinsa-
men Tagung genehmigten Ergebnissen der Telema-
tik-Arbeitsgruppe, wurde aber noch nicht von allen 
RID-Vertragsstaaten und/oder ADR- und/oder ADN-
Vertragsparteien umgesetzt. RID-Vertragsstaaten 
und/oder ADR und/oder ADN-Vertragsparteien, die 
bereit sind, diesen Leitfaden anzuwenden, können 
dies auf freiwilliger Basis tun. Sobald ein  Vertragsstaat/
eine Vertragspartei sich jedoch zur  Anwendung ver-
pflichtet hat, muss er/sie widerspruchsfrei handeln 
und den Leitfaden in seiner Gesamtheit anwenden.

Abschnitt 1 – Geltungsbereich und 
 Begriffsbestimmungen

4.  Die Vorschriften des Unterabschnitts 5.4.0.2 RID/
ADR/ADN gelten unter den in den Anlagen festgeleg-
ten Bedingungen als erfüllt. Für die Zwecke dieses 
Leitfadens ist ein elektronisches Beförderungspapier 
eine elektronische Dokumentation der im Beför-
derungspapier gemäß Abschnitt 5.4.1 des RID/ADR/
ADN vorgeschriebenen Angaben.

5.  RID-Vertragsstaaten und/oder ADR- und/oder ADN- 
Vertragsparteien, die diesen Leitfaden anwenden, 
werden im Folgenden als „Teilnehmer“ bezeichnet.

6.  Die Teilnehmer stimmen darin überein, die in der An-
lage A und in den technischen Unterlagen skizzierte 
Modell- und Systemarchitektur verwenden zu wollen.

7.  Nachstehende Gründe finden Erwägung:

 a)  Die in der Anlage A umrissene Systemarchitektur 
basiert auf dem Konzept von zwei unterschiedli-
chen Systemen zur Leistungserbringung, die als 
Trusted Party (vertrauenswürdige Stelle) TP1 und 
TP2 bezeichnet werden. Das Modell sieht eine 
Reihe von TP1 und TP2 vor.

 b)  Eine TP2 verwaltet die gemäß Abschnitt 5.4.1 des 
RID/ADR/ADN erforderlichen Daten. Eine TP2 
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kann vom Beförderer selbst oder von einem Dritt-
anbieter für den Beförderer betrieben werden.

 c)  Eine TP1 ermöglicht auf Anfrage eine Weitergabe 
dieser Daten von der TP2 an Behörden oder Ein-
satzkräfte.

 d)  Eine TP1 leitet auf Anfrage auch Daten von der 
TP2 an andere TP1 weiter.

 e)  „eDG Transport Information“ ist die Abkürzung 
für die technischen Elemente, die das auf dem 
UML-Modell (Unified Modelling Language –ver-
einheitlichte Modellierungssprache), der XSD 
(Extended Markup Language Schema Definition 
– Schema-Definition der erweiterten Auszeich-
nungssprache) und den WSDL-Webdiensten 
(Web Service Description Language – Beschrei-
bungssprache für Netzwerkdienste) basierende 
Austauschformat beschreiben.

Abschnitt 2 – Pflichten der Teilnehmer

8.  Der Teilnehmer teilt dem Sekretariat der OTIF/UNECE 
die Anwendung des Leitfadens mit. Er teilt auch die 
TP1 (falls vorhanden) mit, die gemäß Anlage A be-
nannt wurden.

9.  Die Teilnehmer akzeptieren elektronische Beförde-
rungsinformationen in Übereinstimmung mit dem 
Leitfaden und dessen Anlage A.

Abschnitt 3 – Veröffentlichung des Leitfadens und 
Liste der Teilnehmer

10.  Die OTIF und die UNECE werden die Liste der Teil-
nehmer und die von den Teilnehmern mitgeteilten 
TP1 veröffentlichen.

11.  Der Leitfaden wird auf den Websites der OTIF und der 
UNECE sowie in den UML-, XSD- und WSDL-Refe-
renzdateien mit der Bezeichnung „eDG Transport 
Information“ zur Verfügung gestellt.

Abschnitt 4 – Datensicherheit und technische Wartung

12.  Die TP1 treffen geeignete technische und organisa-
torische Maßnahmen, um die Datensicherheit zu ge-
währleisten. Sie dürfen vertrauliche Daten nicht für 
andere als die in diesem Leitfaden beschriebenen 
Zwecke (z. B. Missbrauch durch Data-Mining (Daten-
gewinnung)) verwenden.

13.  Die TP1 sind verantwortlich für die tägliche Wartung 
und Verwaltung des Systems und arbeiten in einer 
technischen Arbeitsgruppe zusammen, die sie bei 
diesen Arbeiten unterstützt. Die Wartung umfasst 
auch technische Aktualisierungen, die aus Änderun-
gen am RID/ADR/ADN resultieren.

14.  Bei schwerwiegenden Kommunikationsproblemen 
werden technische Änderungen an „eDG Transport 
Information“ (beschränkt auf die UML-, XSD-, WSDL-
Referenzdateien), die für die Funktion des Systems 
von wesentlicher Bedeutung sind und die von der 
technischen Arbeitsgruppe angenommen wurden, 
unmittelbar genehmigt.

15.  Die technische Arbeitsgruppe informiert alle TP1 über 
die an „eDG Transport Information“ vorgenommenen 

Aktualisierungen und das Anwendungsdatum und 
legt diese dem Sekretariat der OTIF/UNECE zur Ver-
öffentlichung auf den Websites der OTIF und der UN-
ECE vor.

Abschnitt 5 – Grundsätze für die Änderung des 
 Leitfadens

16.  Änderungen des Leitfadens werden von den Teilneh-
mern entweder im Rahmen eines schriftlichen Ver-
fahrens mit Konsens oder auf einer Sitzung nach den 
von der Sitzung festzulegenden Regeln angenom-
men. Auch andere Vertragsstaaten/Vertragsparteien 
können Änderungen vorschlagen.

17.  Änderungen an der Systemarchitektur können nur 
von der technischen Arbeitsgruppe vorgeschlagen 
werden und müssen von der Gemeinsamen Tagung 
angenommen werden.

Anlage A

1.  Grundsätze für die Kommunikation zwischen 
verschiedenen TP1 und TP2 sowie zuständigen 
Behörden zu Beförderungsdokumenten

 a)  Eine TP1 kann öffentlich oder privat betrieben 
werden. Ein TP1-Betreiber darf nicht an der Be-
förderung gefährlicher Güter beteiligt sein (ins-
besondere nicht als Absender, Beförderer, Emp-
fänger, Verlader, Verpacker, Befüller, Betreiber 
eines Tankcontainers oder eines ortsbewegli-
chen Tanks oder Entlader). Ein TP1-Betreiber hat 
unter den unter b) festgelegten Zertifizierungs-
bedingungen zu arbeiten. Der Zugang zu den 
Informationen einer TP1 ist für andere TP1 und 
für Behörden kostenlos. Pro Teilnehmer kann es 
eine oder mehrere TP1 geben. Die Teilnehmer 
sind nicht verpflichtet, eine TP1 einzurichten, sie 
können alternativ beschließen, die Funktionen/
Dienste einer oder mehrerer ausländischer TP1 
zu nutzen. TP1 ohne eingetragene TP2 sind 
ebenfalls zugelassen.

 b) Qualifizierte TP1-Stellen („TP1-Zertifizierung“):

  (i)  Deutschland, Frankreich, Italien und Öster-
reich haben bereits eine erste Anzahl mögli-
cher TP1 bestimmt (aktuell sind dies GBK in 
Deutschland, NeoGLS und Novacom Services 
in Frankreich, das Verkehrsministerium und 
UIRNet in Italien und DiGiDO in Österreich).

    Die Teilnehmer können zusätzliche TP1 be-
stimmen.

  (ii)  Für den zukünftigen Betrieb sollte diese Liste 
qualifizierter TP1-Stellen (TP1 Trusted List) 
mit allen für die Identifizierung relevanten In-
formationen bei der UNECE für den Straßen-
verkehr und die Binnenschifffahrt und even-
tuell bei der OTIF für den Eisenbahnverkehr 
hinterlegt werden; darüber hinaus sollte die 
OTIF/UNECE diese Liste verwalten und in 
dem für das System erforderlichen Ausmaß 
Auszüge daraus veröffentlichen. In der Folge 
erhalten diese Institutionen die Funktion ei-
nes Verwalters der „vertrauenswürdigen Lis-
te“ (Trusted List Manager).
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  (iii)  Alle qualifizierten TP1-Stellen werden über 
die TP1 Trusted List durch die Trusted List 
Manager informiert bzw. auf den neuesten 
Stand gebracht (d. h. sie wissen, wer die an-
deren qualifizierten TP1-Stellen sind).

  (iv)  Detailliertere Anforderungen z. B. in Bezug 
auf vereinbarte Zertifikate und Sicherheits-
richtlinien, welche die TP1 erfüllen müssen, 
werden noch festgelegt. Um eine solide 
Grundlage für die Bestimmung dieser Anfor-
derungen zu schaffen, müssen die oben ge-
nannten Unternehmen/Institutionen Vor-
schriften entwickeln und Berichte vorlegen. 
Diese Anforderungen für die Anerkennung 
werden dann von den Teilnehmern diskutiert 
und bestätigt und müssen auf andere inter-
essierte Unternehmen angewandt werden.

 c) Es gelten folgende „Vorschriften“:

  (i)  Ein Teilnehmer darf nur eine TP1 benennen, 
die ihren Sitz in seinem Hoheitsgebiet hat. 
Alle qualifizierten TP1-Stellen müssen die 
gesamten Datenaustauschspezifikationen 
von „eDG Transport Information“ unterstüt-
zen.

  (ii)  Die TP1 haben Anfragen anderer TP1 zu ak-
zeptieren.

  (iii)  Die TP1 haben alle TP2-Registrierungen zu 
akzeptieren, sofern diese dem Leitfaden ent-
sprechen und die vertraglichen Verpflichtun-
gen dieser TP1 erfüllen.

  (iv)  Eine TP1 kann für die Dienste, die sie einer 
TP2 anbietet, Gebühren erheben. Die TP1 
kann seine Preispolitik nach eigenem Ermes-
sen festlegen, muss dabei aber einen diskri-
minierungsfreien Ansatz verfolgen.

  (v)  Die TP1 haben Anfragen auf Registrierung 
von Behörden, die gemäß Absatz d) in einem 
Verzeichnis aufgeführt sind, zu akzeptieren.

  (vi)  Die TP1 haben Anfragen aller bei ihr regist-
rierten zuständigen Behörden zu akzeptie-
ren.

  (vii)  Nach ihrer Aufnahme in die Trusted List müs-
sen neue TP1 unter Angabe aller vorge-
schriebenen Kontaktdaten bei allen beste-
henden TP1 registriert werden.

 d)  Nationales Verfahren zur Bestimmung der Behör-
den, die berechtigt sind, Anfragen zu stellen

  (i)  Jeder Teilnehmer erstellt sein eigenes Ver-
zeichnis von Behörden (z. B. Vollzugsstellen, 
Einsatzkräfte), die berechtigt sind, Anfragen 
an eine TP1 zu stellen. Der Teilnehmer hat 
darüber hinaus sicherzustellen, dass auch 
das in Punkt 2 b) genannte entsprechende 
Zertifikat enthalten ist. Nur in diesem Ver-
zeichnis aufgeführte Behörden dürfen sich 
bei einer TP1 registrieren.

  (ii)  Der Teilnehmer ist für die Aktualisierung und 
Verwaltung der Liste zuständig.

2.  Von den TP1 im Hinblick auf ihren Betrieb zu 
 erfüllende Anforderungen

 a) TP1-Funktionen

  (i)  TP1- und TP2-Funktionen werden in WSDL 
beschrieben. Von außen zugängliche Funk-
tionen werden hauptsächlich mit ihren Para-
metern und Rückgabewerten beschrieben.

  (ii)  Die TP1-Funktion „getDGTDocument“ be-
schafft ein bestimmtes Beförderungsdoku-
ment von einer bestimmten TP2. Die Para-
meter zur Identifizierung der TP2 und des 
spezifischen Beförderungsdokuments sind 
in Punkt 3 a) beschrieben. Diese Funktion 
steht ausschließlich Einsatzkräften und Voll-
zugsbehörden zur Verfügung (siehe Punkt 1 
d)). Die Behörde darf bei der TP1 nur Infor-
mationen zu Fahrzeugen auf ihrem Hoheits-
gebiet abfragen. Der Grund für den Zugriff 
muss durch Auswahl aus einer vorgefertigten 
Liste (z. B. Einsatzkräfte, Vollzugsstellen) an-
gegeben werden.

  (iii)  In Übereinstimmung mit Unterabschnitt 
5.4.4.1 muss jeder Zugriff mindestens drei 
Monate lang protokolliert werden.

  (iv)  Die TP1 muss den Beginn und das Ende der 
Beförderung gemäß Punkt 3 a) speichern, 
damit der TP2-Datensatz für jede Beförde-
rung auf Anfrage den Vollzugsstellen oder 
Einsatzkräften übermitteln werden kann.

 b) Zertifikate

  (i)  Die TP1 müssen ein HTTPS-Protokoll ver-
wenden. Die TP1 müssen eine feste IP-Ad-
resse und ein X509-V3-Zertifikat haben, das 
in die Trusted List eingetragen wird. Die Au-
thentifizierung muss durch Überprüfung von 
IP-Adresse und Zertifikat erfolgen. Der Da-
tenschutz muss mit http über das kryptogra-
phische TLS-Protokoll gewährleistet werden. 
Zertifikate müssen in Übereinstimmung mit 
den nationalen Vorschriften der Teilnehmer 
erstellt werden. Die Zertifikate müssen direkt 
über sichere Kanäle ausgetauscht werden.

 c)  Registrierung von Behörden und TP2 bei einer 
TP1

  (i)  Zur Ermöglichung der intermaschinellen 
Kommunikation muss die TP1 ein Registrie-
rungsverfahren festlegen, das manuell oder 
automatisch erfolgen kann.

    Ein maschinelles Verfahren muss auf der Me-
thode beruhen, die in der unter Punkt 1 c) (i) 
genannten WebService-Beschreibung ent-
halten ist. Insbesondere gilt Folgendes:

   •  TP2-Kandidaten benutzen die Methode 
„sendTP2Registration-Request“ mit fol-
genden Mindestdaten:

    –  URL: TP2-Zugangspunkt für die TP1

    –  öffentlicher Schlüssel des TP2-Zer-
tifikats
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    –  Name und Adresse (Straße, Postleit-
zahl, Ort) der TP2

    –  Name, E-Mail und Telefonnummer 
der verantwortlichen Kontaktperson

   •  Öffentliche Einrichtungen wenden die 
Methode „sendPublicServiceRegistrati-
onRequest“ mit folgenden Mindestdaten 
an:

    –  öffentlicher Schlüssel des Zertifikats 
der öffentlichen Einrichtung

    –  Name und Adresse der öffentlichen 
Einrichtung (Straße, Postleitzahl, 
Ort)

    –  Name, E-Mail und Telefonnummer 
der verantwortlichen Kontaktperson

    –  Art des Akteurs: zuständige Behör-
den (z. B. Einsatzkräfte, Vollzugs-
stellen).

  (ii)  Das Registrierungsverfahren für die TP2 ist 
von der TP1 festzulegen.

  (iii)  Handelt es sich bei der die Registrierung be-
antragenden Stelle um eine Behörde, müssen 
ihr Name und ihr Zertifikat in der Liste in Punkt 
1 d) aufgeführt sein und die Überprüfung 
kann automatisch oder manuell erfolgen.

    Handelt es sich bei der die Registrierung be-
antragenden Stelle um eine TP2, sind zwei 
Methoden möglich:

   •  Der offizielle Vertreter der TP2 unterbrei-
tet eine digital signierte Erklärung, ein-
schließlich des öffentlichen Schlüssels, 
die offline geprüft wird, oder

   •  die TP1 vertraut dem Unterzeichner des 
Zertifikats auf der Grundlage nationaler 
Gesetze, öffentlicher Register oder spe-
zifischer Vereinbarungen, woraufhin die 
Überprüfung automatisch erfolgt.

3.  Erstellung und Verfügbarkeit der zwischen  
TP2, TP1 und den Behörden/Einsatzkräften 
zu verwendenden Datensätzen

 a)  Der folgende Datensatz für jede Beförderung 
muss an eine TP1 übermittelt werden:

  (i) RID: eindeutige Fahrzeugnummer1

    ADR: Ländercode(s) (Wiener Übereinkom-
men), Kennzeichen und Fahrgestellnum-
mer(n) des Zugfahrzeugs und des Anhängers 
(der Anhänger)

   ADN: ENI-Nummer

1 Eindeutige Fahrzeugnummer gemäß den Einheitlichen technischen 
Vorschriften zur Fahrzeugnummer und entsprechende Kennbuchs-
taben: Kennzeichnung von Eisenbahnfahrzeugen (ETV Kennzeich-
nung 2015) der Einheitlichen Rechtsvorschriften APTU (Anhang F 
zum COTIF 1999) (siehe www.otif.org) und Europäische Fahrzeug-
nummer gemäß Entscheidung der Kommission 2007/756/EG zur 
Annahme einer gemeinsamen Spezifikation für das nationale Einstel-
lungsregister nach Artikel 14 Absätze 4 und 5 der Richtlinien 96/48/
EG und 2001/16/EG.

  (ii)  BIC-Code für Container (wenn verfügbar 
oder geregelt)

  (iii) Status: Beginn/Ende der Beförderung.

 b)  Zusammenarbeit zwischen einer TP2- und einer 
TP1-Stelle:

  (i)  Für jede Beförderung arbeitet eine TP2 mit 
lediglich einer TP1 zusammen.

 c)  Die Angaben des Beförderungspapiers, welche 
die TP2 an die TP1 übermittelt, müssen digital 
signiert sein.

4.  Anforderungen während der Übergangsphase

  Solange nicht alle Einsatzkräfte und zuständigen Be-
hörden an das TP1/TP2-System angeschlossen sind, 
sind auch Informationen an Bord erforderlich.

  Zusätzliche Anforderungen betreffend Datenspeiche-
rung und Datenausgabe an Bord der Züge/Fahrzeu-
ge/Binnenschiffe

 a)  Der im Bord-Datenendgerät verwendete Daten-
träger muss geeignet sein, alle relevanten Ge-
fahrgutangaben gemäß Abschnitt 5.4.1 des RID/
ADR/ADN für die Dauer der Beförderung dauer-
haft zu speichern. Zu diesem Zweck müssen in 
allen Datenendgeräten (z. B. Tablets, Scanner, 
Smartphones, Bordgeräte) nichtflüchtige Spei-
chermedien (derzeit EEPROM- oder Flash-Spei-
cher) verwendet werden. Die in den Datenend-
geräten installierten Datenträger müssen vor den 
während der Beförderung auftretenden Bean-
spruchungen geschützt sein.

 b)  Für den Eisenbahn- und Straßenverkehr ist ein 
tragbares Datenendgerät und für die Binnen-
schifffahrt ein tragbares Datenendgerät oder ein 
fest installiertes Bord-Datenendgerät zu verwen-
den. Wenn nur ein bis drei verschiedene gefähr-
liche Güter (UN-Nummern) in Tanks oder in loser 
Schüttung in Fahrzeugen befördert werden, die 
den Kennzeichnungsvorschriften des Absatzes 
5.3.2.1.2 oder 5.3.2.1.4 ADR unterliegen, ist ein 
fest installiertes Datenendgerät auch für den 
Straßenverkehr zugelassen.

   Das Datenendgerät muss so ausgelegt sein, dass 
bei einer Unterbrechung der Energieversorgung 
kein Datenverlust auftreten kann. Der Energie-
speicher muss für die Dauer der Beförderung 
Energie bereitstellen oder während der Beförde-
rung mit Hilfe von Bordgeräten wieder aufgela-
den werden können.

 c)  Die Daten müssen auf einem Bildschirm ange-
zeigt werden, der unter unterschiedlichen Licht-
verhältnissen sowohl hinsichtlich der Zeichen-
größe als auch der Lesbarkeit Papierformat 
entspricht (visuelle Darstellung ohne Layoutvor-
gaben (z. B. PDF-Format) auf einem Bildschirm 
von mindestens 10 Zoll oder eine optimierte und 
strukturierte Darstellung, die es ermöglicht, auf 
dem jeweiligen Bildschirm (mindestens 3,5 Zoll) 
alle vorgeschriebenen stoffbezogenen Angaben 
einer Gefahrguteintragung darzustellen). Die Be-
dienung des Lesegeräts muss einfach und intuitiv 
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sein und dem Kontrollpersonal/den Einsatzkräf-
ten uneingeschränkten Zugang zu allen relevan-
ten Gefahrgutangaben ermöglichen.

 d)  Der Triebfahrzeugführer/Fahrzeugführer/Schiffs-
führer muss in der Lage sein, das Datenendgerät 
zu bedienen und den Vollzugsbehörden oder Ein-
satzkräften die erforderliche Unterstützung zu 
leisten. Beispielsweise müssen sie auf Verlangen 
das Kontrollpersonal in die Bedienung des Da-
tenendgeräts einweisen oder während der Kont-
rolle mit dem Datenendgerät begleiten. Dies gilt 
auch für Notfälle, in denen ein derartiges Vorge-
hen noch möglich ist.

 e)  Bei fehlender mobiler Konnektivität muss akzep-
tiert werden, dass bei der Synchronisierung der 
Daten an Bord mit den Daten bei der TP2 Ver-
zögerungen auftreten können.

5.  Übergangsvorschriften für den Straßenverkehr

  Im Führerhaus sind Anweisungen für den Zugriff auf 
die elektronischen Gefahrgutdaten bei Handlungsun-
fähigkeit des Fahrers anzubringen.

  Vorder- und Rückseite des Fahrzeugs müssen mit 
einem Hinweis auf die Verwendung eines elektroni-
schen Beförderungsdokuments gekennzeichnet sein. 
Wenn es aus baulichen oder anderen offensichtlichen 
Gründen nicht möglich ist, dieses Kennzeichen an 
der Fahrzeugrückseite anzubringen, darf es auch an 
beiden Zugängen zum Führerhaus angebracht wer-
den. Je nach Einsatzart des Fahrzeugs darf das 
Kennzeichen abnehmbar (klappbare oder magneti-
sche Kennzeichen dürfen verwendet werden) oder 
dauerhaft befestigt (fixiert) sein. Das Kennzeichen be-
steht aus einer Illustration (Piktogramm wie in der An-
lage B dieses Leitfadens dargestellt).

Anlage B 
 

Piktogramm „e“ für die Verwendung eines 
 elektronischen Beförderungspapiers

 

(VkBl. 2021 S. 103)

Nr. 44 Beförderung gefährlicher Güter;
 –  Inanspruchnahme der Freistellung 

nach Unterabschnitt 1.1.3.6 ADR

Bonn, den 04. Februar 2021 
G 16/3642.20/2021-4

Nach Abstimmung mit den obersten Verkehrsbehörden 
der Länder gebe ich Folgendes bekannt:

Soweit Hygieneprodukte (z. B. Desinfektionsmittel) und 
medizinische Produkte, die als Gefahrgut der Verpa-
ckungsgruppen II und III klassifiziert sind und zur Versor-
gung im Rahmen der Corona-Pandemie gemäß der Frei-
stellung nach Unterabschnitt 1.1.3.6 ADR befördert 
werden und hierbei die nachstehenden aufgeführten Ver-
stöße vorliegen, besteht kein öffentliches Interesse an 
einer Verfolgung dieser Verstöße als Ordnungswidrigkei-
ten (§ 47 Absatz 1 des OWiG):

1.  Die in der Tabelle in Absatz 1.1.3.6.3 Spalte 3 ADR 
angegebenen Mengen werden überschritten, jedoch 
werden je Beförderungseinheit nicht mehr als 500 Li-
ter/kg gefährliche Güter befördert.

2.  Die nach Abschnitt 5.4.1 in Verbindung mit Unterab-
schnitt 8.1.2.1 Buchstabe a ADR vorgeschriebenen 
Papiere werden nicht mitgeführt.

3.  Eine Unterweisung nach Kapitel 1.3 in Verbindung mit 
Abschnitt 8.2.3 ADR ist nicht erfolgt.

4.  Die nach Gefahrstoffrecht gekennzeichneten Innen-
verpackungen von zusammengesetzten Verpackun-
gen werden ohne ihre Außenverpackung befördert 
und das Versandstück ist nicht nach Kapitel 5.2 ADR 
gekennzeichnet und bezettelt.

5.  Die Beförderungseinheit ist nicht mit einem tragbaren 
Feuerlöschgerät mit einem Mindestfassungsvermö-
gen von 2 kg Pulver nach Unterabschnitt 8.1.4.2 ADR 
ausgerüstet.

Diese Vorgehensweise ist befristet bis zum 31. Juli 2021.

Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur 

Im Auftrag 
Gudula Schwan

(VkBl. 2021 S. 108)

Nr. 45 Bekanntgabe einer Feststellung nach 
§ 3a des Gesetzes über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung in der vor 
dem 16.05.2017 geltenden Fassung 
(UVPG a. F.)

Die Bundesrepublik Deutschland und der Freistaat Bay-
ern planen den Ausbau der Wasserstraße und die Ver-
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